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Die Finanzkrise hat den Glauben 
in die „heilbringenden“ Eigen-

schaften ungebremster Märkte 
erschüttert. „Bei dem Debakel an 
der Wall Street sind mehr als nur 
Bankenimperien zusammengebro-
chen. Es ist ein ganzes Weltbild 
eingestürzt, dessen Haupt- und 
Kernthese lautete: Der Markt heilt 
sich selbst.“1 Angetrieben von ra-
dikalen Ökonomen, die im Wettbe-
werb ein „Entdeckungsverfahren“ 
für die richtige Ordnung von Wirt-
schaft und Gesellschaft im Ganzen 
erblicken, hat die Marktgläubigkeit 
zunächst die konservativen poli-
tischen Strömungen (Thatcheris-
mus, Reagonomics) und dann die 
Sozialdemokratie (New Labour) 
ergriffen. Nun verkünden politische 
Kommentatoren den „Bankrott der 
Metaphysik des Marktes“2. Ange-
sichts des „offenkundigen Versa-
gens einer überbordenden Markt-
Ideologie“3, wird der Verweis auf 
eine „höhere Vernunft des Marktes“ 
nun als „billige Rede“ entlarvt.4

Auch und gerade politische Ent-
scheidungsträger wie etwa Horst 
Seehofer registrieren mit „großer 
Genugtuung, dass dieses Gesell-
schafts- und Wirtschaftsbild der 
letzten Jahre zusammengebrochen 
ist“5. Die SPD sieht „uns in einer 
Zeitenwende“, und diese besteht 
darin, dass „das marktradikale 
Zeitalter … gescheitert“ sei.6 „Le 

1 J. J e s s e n , E. F i n g e r, T. A s s h e u e r : 
Pleite der letzten Utopie, in: Die Zeit vom 
25.9.2008.

2 F. S c h i r r m a c h e r : Was wird morgen 
sein?, faz.net, 11.9.2008.

3 Neue Zürcher Zeitung vom 11.10.2008.

4 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
18.9.2008.

5 Der Spiegel vom 16.2.2009.

6 SPD: Regierungsprogramm 2008–2012.
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laissez-faire, c’est fi ni.“ Mit die-
sen Worten hatte der französische 
Staatspräsident, Nicolas Sarkozy, 
das Ende der Marktgläubigkeit 
verkündet.7 Bislang galt aus seiner 
Sicht offenbar die Doktrin „der All-
macht des Marktes, der durch kei-
nerlei Regulierung behindert werde 
dürfe“; dies sei, wie sich nun her-
ausstelle, eine „verrückte Idee“ ge-
wesen. 

Weite Teile der Politik, ebenso 
wie zahlreiche politische Beobach-
ter, sehen in den „Lehrbüchern … 
der politischen Ökonomie … die 
Drehbücher der gegenwärtigen 
Krise“.8 Sie fordern daher eine „fun-
dierte Kritik an der Wissenschaft 
der politischen Ökonomie“. Diese 
„ist nackt, ihre Lehrbücher müssen 
umgeschrieben werden.“9 Zahlreich 
sind die Forderungen und beinahe 
ebenso zahlreich die Versicherun-
gen, dass sich die Curricula an den 
Wirtschaftsfakultäten ändern müs-
sen.10

„Ordnungspolitiker“ 
versus „Mathematiker“

Vor diesem, hier nur knapp skiz-
zierten Hintergrund der Infrage-
stellung der Ökonomik in ihrer 
gegenwärtigen Ausrichtung im 
Ganzen spielt sich auch die ge-
genwärtige Kontroverse innerhalb 
der Disziplin ab. Zwar nehmen die 
83 Professorinnen und Professo-
ren, die für die Erhaltung einer sich 

7 N. S a r k o z y : Le discours de Nicolas Sar-
kozy à Toulon, in: Le Monde vom 25.9.2008.

8 C. G e y e r : Rot stellt sich tot, faz.net, 
8.4.2009.

9 Ebenda.

10 Vgl. etwa Süddeutsche Zeitung vom 
3.6.2009; Financial Times Deutschland 
vom 17.4.2009; The New York Times vom 
15.3.2009.

primär in sinnhafter Rede artikulie-
renden Wirtschaftstheorie plädie-
ren und die in der Dominanz der 
Modellökonomik mit ihrer „forma-
len [mathematischen] Rigorosität“ 
eine Fehlentwicklung sehen, nicht 
direkt Bezug auf die Finanzkrise.11 
Doch sprechen auch sie von einem 
zumindest möglichen „Versagen in 
der realen Wirtschaftspolitik“. 

Der Aufruf der „Ordnungspoliti-
ker“ hat auf Seiten der „Mathemati-
ker“ sofort zu Gegenreaktionen ge-
führt. Sie argumentieren vorrangig 
gewissermaßen „wissenschafts-
ökonomisch“ (also nicht, jedenfalls 
nicht nur, an der Sache orientiert, 
womit sie die Kritik ihrer Gegner un-
freiwillig ein Stück weit bestätigen), 
indem sie im Aufruf der „Ordnungs-
politiker“ einen Versuch der „Ze-
mentierung international nicht wett-
bewerbsfähiger Strukturen an deut-
schen VWL-Fakultäten“ erblicken.12 
Ähnlich wie Manager bezüglich ihrer 
Millionenvergütungen rufen sie dazu 
auf, sich an „internationalen (sprich: 
US-amerikanischen) Standards und 
Strukturen“ auszurichten. Eher un-
freiwillig dürfte auch ihr Eingeständ-
nis sein, von der „gegenwärtigen 
Finanz- und Wirtschaftskrise“ über-
rascht worden zu sein. Diese stelle 
„neue Herausforderungen“, wobei 
für ein „tieferes Verständnis“ der 
Krise an die „führenden Einsichten 
der Wissenschaft“ anzuknüpfen sei, 
„um so die praktische Wirtschafts-
politik und die Öffentlichkeit auf 
wissenschaftlich solider Basis noch 
besser informieren und beraten zu 
können.“

11 R. O h r : Rettet die Wirtschaftspolitik an 
den Universitäten!, www.faz.net, 27.4.2009.

12 H. U h l i g : Baut die deutsche VWL nach 
internationalen Standards um!, in: Handels-
blatt, 8.6.2009.
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„Noch besser“? Diese „führen-
den Einsichten“ haben die Öko-
nomik, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen (vor allem Robert Shil-
ler und daran anknüpfend Dean 
Baker), weder in die Lage versetzt, 
die Krise zu prognostizieren (was 
übrigens für Dean Baker rätselhaft 
ist;13 dies dürfte damit zusammen-
hängen, dass er meint, hierfür hätte 
es nur „des ökonomischen Basis-
wissens“ bedurft14). Noch – und na-
türlich wichtiger – haben diese „füh-
renden Einsichten“ der Ökonomik 
die Krise verhindern können. Of-
fenbar trifft das Gegenteil zu. Denn 
hier haben Akteure – auf der Ebene 
der Individuen, der Unternehmen 
(Banken), der Wirtschafts- und der 
Währungspolitik – offenkundig auf 
der Basis dieser „führenden Ein-
sichten“ der Ökonomik, die an den 
Hochschulen ja dann auch gelehrt 
wurden, agiert.

Ein Streit zwischen 
Marktgläubigen

Der Streit innerhalb der Ökono-
mik ist im Wesentlichen ein Streit 
zwischen Marktgläubigen, zwi-
schen implizitem (vor allem die 
„Mathematiker“) und explizitem 
Ökonomismus (viele der „Ord-
nungspolitiker“). Aus der Sicht des 
„Mathematikers“ Thomas P. Geh-
rig ist es von vornherein ein Streit 
darum, wie die „gesellschaftliche 
Akzeptanz“ der Ökonomik zu retten 
sei.15 Vielleicht sollte man dann lie-
ber Marketingexperten einschalten. 
Oder das „Pfl ichtfach „Wirtschaft“ 
in der Schule“ etablieren, um „das 
fehlende Verständnis“ der unter 
zahlreichen „kognitiven“ und „ethi-
schen Biases“ leidenden „Laien“, 
d.h. der Bürger, „für wirtschaftli-

13 D. B a k e r : Die Macht der Finanzindustrie 
begrenzen, Interview, in: Manager Magazin 
vom 23.2.2009.

14 D. B a k e r : Actually the Economic Crisis 
Did Not Start in Finance, 6.6.2009, www.pro-
spect.org/csnc/blogs/beat_the_press.

15 T. P. G e r i n g : Schadet es, wenn Ökono-
men rechnen können?, faz.net, 11.5.2009.

che Zusammenhänge“ zu korrigie-
ren, „um Reformwiderstände zu 
überwinden“.16

Solche Ansinnen, die ins Rubrum 
Ideologieplanung fallen und einer 
liberalen Gesellschaft unwürdig 
sind, werden von Ökonomen kaum 
je zurückgewiesen und fi nden auch 
problemlos Unterschlupf in den 
einschlägigen Journals – selbstver-
ständlich double blinded reviewed. 
Dies hat mehrere Gründe – wenn 
wohl auch letztlich einen Grund: 
Marktgläubigkeit, d.h. der Glaube 
ans Prinzip Markt als dem Inbegriff 
praktischer (ethischer) Vernunft. 
(Der Streit, wie dieses auszulegen 
ist, ist ein innerökonomistischer 
Streit.) Da ist zum einen die wis-
senschaftlich festgestellte „er-
staunliche Homogenität“ innerhalb 
der „Glaubensgemeinschaft der 
Ökonomen“ (Hans Christoph Bins-
wanger) darüber, was eine gute 
und richtige Wirtschaftspolitik sei.17 
Friedrich Breyer dürfte mit seiner 
Einschätzung richtig liegen, dass 
„die Ökonomen“ die „konsequen-
testen Fürsprecher des Marktes“ 
bzw. des Prinzips Markt sind, eben-
so wie damit, dass der „Rest der 
Bevölkerung“ dies anders sieht.18 
Denn die Ökonomen sehen im 
Markt nur „wohltuende Wirkungen“ 
(Breyer) – oder vielleicht „netto“ 
„wohltuende Wirkungen“? –, wo-
hingegen viele Bürger ganz prak-
tisch erfahren, dass der globale 
Wettbewerb zunehmend eher das 
Gegenteil von „wohltuenden Wir-
kungen“ erzeugt. Wachsende Ein-
kommens- und Vermögensdispa-

16 D. H. E r n s t e , A. H a f e r k a m p , D. F e t -
c h e n h a u e r :  Unterschiede im Denken 
zwischen Ökonomen und Laien. Erklärungs-
ansätze zur Verbesserung der wirtschaftspo-
litischen Beratung, in: Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik, Vol. 10, Nr. 1, 2009, S. 60-78, 
hier S. 74 f.

17 Vgl. D. H. E r n s t e  u.a., a.a.O, S. 60 und 
die dort angegebene Literatur.

18 F. B re y e r :  Die Chancen der Sozialen 
Marktwirtschaft und die Rolle der Ökonomen, 
in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, Vol. 9, 
Nr. 2, 2008, S. 125-138, hier S. 129 f.

ritäten (das Wachstum der letzten 
Jahre ging im Wesentlichen ans Ka-
pital), zunehmender Stress, prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse und ein 
konsequent in Opportunitätskosten 
denkendes, ökonomisch radikali-
siertes Management, welches „sei-
ne“ Mitarbeiter als „Humankapital“ 
begreift und behandelt, sollten hier 
als Stichworte genügen.

Diese Einigkeit fi ndet sich auch, 
von der einen oder anderen Aus-
nahme abgesehen, zwischen den 
Kontrahenten. In stiller Eintracht 
haben einigermaßen proportional 
Vertreter beider Lager 2005 den 
„Hamburger Appell“ von 250 Pro-
fessoren der Volkswirtschaftslehre 
unterzeichnet. Beide Seiten fi nden 
es also beispielsweise richtig, dass 
eine „niedrigere Entlohnung der oh-
nehin schon Geringverdienenden“ 
und damit eine „verstärkte Lohn-
spreizung“ weiter um sich greifen.19 
Beide Seiten rufen zu „äußerster 
Lohnzurückhaltung“ auf, da die Ar-
beitslosigkeit ja auf ein „Versagen 
der Tarifparteien“ (womit vor allem 
die Gewerkschaften gemeint sind) 
zurückgeführt werden muss, nicht 
etwa auf das ungebremste Rendi-
testreben des Kapitals und des von 
ihm bestellten Managements, auch 
wenn dieses, und nicht etwa die 
Gewerkschaften, die Entlassungen 
aussprechen. Beide Seiten sind 
sich (erneut: von der einen oder an-
deren Ausnahme abgesehen) darin 
einig, dass, im Unterschied zu Löh-
nen und Gehältern, Gewinne bzw. 
Kapitaleinkommen niemals zu hoch 
sein können, weshalb von diesen 
Seiten ja auch niemals „Zurückhal-
tung“ verlangt wird.

Ökonomik als „erklärende“ 
Sozialwissenschaft

Diese Einmütigkeit dürfte damit 
zusammenhängen, dass beide Sei-
ten die Ökonomik als eine erklären-

19 M. F u n k e , B. L u c k e , T. S t r a u b h a a r : 
Hamburger Appell, 2005.
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de („positive“) Sozialwissenschaft 
begreifen. Die „Wirtschaftspolitiker“ 
möchten etwa „polit-ökonomisch 
erklären …, weshalb wirtschafts-
politische Institutionen versagen“20 
– was selbstverständlich eine ethi-
sche Klärung darüber voraussetzen 
müsste, in Hinblick worauf hier von 
einem „Versagen“ die Rede sein 
kann, worauf der Hinweis deu-
ten mag, dass solche Erklärungen 
„ohne normative Grundlagen nicht 
möglich“ seien. (Dies verwundert, 
da systematische wirtschaftsethi-
sche Refl exionen innerhalb der Dis-
ziplin weitgehend als unerwünscht 
betrachtet werden; die auch im 
internationalen Vergleich äußerst 
geringe Zahl von Lehrstühlen im 
Fach Wirtschaftsethik, die überdies 
mehrheitlich von Anhängern des 
Ökonomismus besetzt sind, belegt 
dies.) Sodann gelte es die Politik 
über die gefundenen „Wirkungen“ 
und „Zusammenhänge“ (also über 
Wirkungszusammenhänge) „zu 
informieren“, um so feststellen zu 
können, was „in der Realität an-
wendbar und umsetzbar“ ist und 
was nicht.

Der einzige Unterscheid zu den 
„Mathematikern“ scheint darin zu 
liegen, dass diese hierfür auch ma-
thematisch-hypothetische (statt nur 
„polit-ökonomische“) Erklärungen 
(also Modelle) heranziehen möch-
ten. Beide sind sich darin einig, 
dass die Ökonomik zumindest auch 
(oder vor allem) eine Rezeptwissen-
schaft ist. Ganz so, wie die Medizin. 
Nur behaupten die „Ordnungspo-
litiker“ aus Sicht der „Mathemati-
ker“, dass die „moderne Medizin … 
fehlgeleitet“ sei „und Handaufl egen 
besser funktioniert“.21

Die „Medizin“, die die Ökonomik, 
und zwar beider Lager, der Poli-
tik bzw. den Bürgern verabreichte, 

20  R. O h r, a.a.O.

21 H. U h l i g : Gibt es einen Richtungsstreit in 
der VWL?, 7.6.2009, http://blog.handelsblatt.
de/oekonomie/eintrag.php?id=62.

bestand darin, ihr bzw. ihnen die 
„unangenehmen Wahrheiten“ vor-
zurechnen, die der zu einer „Tatsa-
che“ (Hamburger Appell) reifi zierte 
Gegenstandsbereich „Wirtschaft“ 
berge. Durch die Erklärungen 
bzw. durch die daraus abgeleite-
ten Wenn-dann-Aussagen (etwa: 
„Wenn die Arbeitslosigkeit sinken 
soll, muss X getan werden.“) hin-
durch werden nämlich die Markt-
machtverhältnisse einfach abge-
bildet und hingenommen. Dies 
führte zum generellen „Heilungs-
vorschlag“ der „Hofi erung“ des 
Kapitals,22 da in einem unregulierten 
(Welt-)Markt die letzte Marktmacht 
beim Kapital liegt (und zwar in Form 
des Ausspielens der zu „Standor-
ten“ degradierten Gesellschaften 
gegeneinander).

Da „Vorfahrt für Arbeit“ (Horst 
Köhler) Vorfahrt fürs Kapital heißt 
(denn dieses schafft – und zerstört 
– ja die Arbeitsplätze), wurden alle 
„überfl üssigen Regulierungen“ im 
Finanzsektor abgebaut, wozu auch 
der „Ausbau des Verbriefungs-
marktes“ gehörte (Koalitionsver-
trag 2005). Denn je mehr Kapital 
im Spiel ist – das ja die ersehnten 
Arbeitsplätze schafft – desto größer 
der „Nutzen aller Marktteilnehmer“ 
(Koalitionsvertrag). Dass sich das 
Weltfi nanzkapital in der Folge dieser 
(natürlich nicht nur von Deutschland 
betriebenen) Politik vervielfachte23 
und zu einem „Tsunami aus Dollars“ 
(Charles R. Morris) anschwoll, galt 
als unproblematisch bzw. blieb un-
beachtet. Da die erklärende, „posi-
tive“ (bzw. positivistische) Methode 
auf eine „Beifallssalve“24 für die je-

22 H.-W. S i n n  in den WSM (Wirtschaftsver-
band Stahl- und Metallverarbeitung)-Nach-
richten vom 30.10.2005, S. 11, www.cesifo-
group.

23 D. F a r re l l , C. S. F ö l s t e r, S. L u n d : 
Long-term trends in the global capital mar-
kets, in: The McKinsey Quarterly, Februar 
2008.

24 M. We b e r : Gesammelte Aufsätze zur 
Wissenschaftslehre, 5. Aufl ., Tübingen 1982, 
S. 514.

weiligen Machtverhältnisse hinaus-
läuft, wurde sich und anderen keine 
Rechenschaft darüber abgelegt, 
dass diesem Kapitalzuwachs ent-
weder eine weitere Abschöpfung 
realwirtschaftlicher Wertschöpfung 
zugunsten des Kapitals korres-
pondieren musste oder die „Peit-
schenwirkung“ des gigantisch an-
gewachsenen Kapitals auf die Be-
schäftigten im Prozess der von ihm 
wesentlich beschleunigten „schöp-
ferischen Zerstörung“ (Schumpe-
ter) zu einem ebenso gigantischen 
realwirtschaftlichen Wachstum 
hätte führen müssen.25 Ebenso ge-
riet die dritte Möglichkeit nicht auf 
die Radarschirme der Ökonomen, 
dass es sich nämlich um eine Bla-
se gigantischen Ausmaßes handeln 
muss (was systematisch bedeutet, 
dass die Macht des Kapitals auf die 
stille Gegenmacht der – offenbar 
zunehmend erschöpften – Real-
wirtschaft stößt).

Wege aus der Orientierungs-
krise: Von der impliziten Ethik…

„Ökonomik ist Ethik“ – so hat 
Karl-Heinz Brodbeck26 den Grund-
gedanken integrativer Wirtschafts-
ethik (Peter Ulrich) auf den Punkt 
gebracht, womit natürlich gemeint 
ist: im Guten wie im Schlechten. 
Die Ethik der Ökonomik (gegen-
wärtigen Zuschnitts) ist eine Markt-
apologetik. Der implizite Ökonomis-
mus sitzt verborgen im Erklärungs-
paradigma, welches die jeweiligen 
Marktmachtverhältnisse „wertfrei“ 
feststellt und diese Feststellung 
an seine Adressaten, die von den 
Akteuren im Gegenstandsbereich 
kategorial getrennt werden (sonst 
machte dies nämlich alles keinen 
Sinn), weiterreicht. „Wertfreiheit“ 
heißt nichts anderes als Apologie 

25 Vgl. im Einzelnen U. T h i e l e m a n n : Sys-
tem Error. Warum der freie Markt zur Unfrei-
heit führt, Frankfurt a. M. 2009, im Erschei-
nen.

26 Karl-Heinz B ro d b e c k : Ökonomik ist 
Ethik, Beiträge zu Ethik und Wirtschaft, 3. 
Aufl ., Gröbenzell 2002, S. 18 ff.
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der bestehenden (Markt-)Macht-
verhältnisse.27 

Die Gefahr, die die „Ordnungs-
politiker“ sehen (unter denen sich 
besonders radikale Anhänger ei-
ner libertären Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung fi nden), dürfte 
darin bestehen, dass die nur noch 
implizit ökonomistisch geprägten 
Ökonomen, deren Kernparadig-
ma der Positivismus und nicht der 
Ökonomismus ist, dann auf die 
Idee kommen könnten, den Ge-
genstandsbereich Wirtschaft nicht 
mehr durchgängig als eine erfreu-
liche Erscheinung zu beschrei-
ben. Etwa indem sie fi nden, dass 
Mindestlöhne nicht „prinzipiell 
schlecht“ sind28 (was übrigens of-
fenkundig ebenso wie die Gegen-
these eine normative Aussage ist). 
Oder indem sie darauf aufmerk-
sam machen, dass „durch Öffnung 
von Güter- oder Arbeitsmärkten“ 
viele „schlechter gestellt werden“, 
und man diese Wettbewerbsverlie-
rer nicht „damit vertrösten“ kann, 
„dass es langfristig dadurch allen 
bessergehen werde“.29

Dies scheint der Grund zu sein, 
warum die „Ordnungspolitiker“ als 
„Hüter“ des Marktprinzips Norma-
tivität fordern. Denn die normati-
ve Gültigkeit des „Prinzips offener 
Märkte“30 lässt sich am reifi zierten 
Gegenstand nicht ablesen. Dieses 
Prinzip, das Prinzip Wettbewerb, 
soll aber den unerschütterlichen 
„normativen Kompass“ (Hüther) bil-

27 Vgl. U. T h i e l e m a n n : Integrative Wirt-
schaftsethik als kritische Theorie des Wirt-
schaftens. Die Unmöglichkeit der Wertfreiheit 
der Ökonomie als Ausgangspunkt der Wirt-
schaftsethik, in: M. B re u e r, A. B r i n k , O.J. 
S c h u m a n n  (Hrsg): Wirtschaftsethik als kri-
tische Sozialwissenschaft, Bern, u.a. 2003, 
S. 89-115.

28 R. B a c h m a n n : „Ordnungsökonomik 
reicht nicht“, Interview, faz.net, 6.6.2009.

29 G. K i rc h g ä s s n e r : Der Rückzug ins na-
tionale Schneckenhaus, faz.net, 15.6.2009.

30 M. H ü t h e r : Die Krise als Waterloo der 
Ökonomik, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 16.3.2009.

den, mit dem die Ökonomik an die 
Politik tritt. Sonst könnte die Politik 
noch auf die Idee kommen, dass 
die „Globalisierung“ zu „gestalten“ 
und eine „Weltwirtschaftsordnung“ 
zu errichten sei,31 was stets auf ei-
ne partielle Schließung der Märk-
te hinausläuft (sie wären weniger 
„offen“ für die sich „frei“ entfalten 
sollenden Marktkräfte, als sie sein 
könnten).

… zur expliziten Ethik – aber bit-
te mit Distanz zur Marktlogik

Die Ökonomik befi ndet sich in 
der Orientierungskrise. Marktdog-
matiker fi nden sich auf beiden Sei-
ten. So etwa bei dem „Mathemati-
ker“ Harald Uhlig, der die Krise auf 
„Überregulierung“ zurückführt und 
meint, „wir“ hätten immer noch „zu 
wenig Spekulanten“,32 mit anderen 
Worten: es sei immer noch zu we-
nig Blasenkapital vorhanden. Über 
das „Allgemeingut der Volkswirt-
schaftslehre“ lohne es sich nicht 
mehr zu diskutieren, denn dass 
„Märkte eigentlich gut funktionie-
ren“ („gut“ mit Blick worauf?) sei 
eine „Binsenweisheit“.33 Großzü-
gigerweise gibt Uhlig denjenigen, 
die „anderer Meinung sind“, in sei-
nem Blog „noch einmal eine letzte 
Chance!“. Eine solche Ökonomik, 
die mit der Refl exion ihrer eigenen 
(normativen) Grundlagen abge-
schlossen hat, ist als Wissenschaft 
am Ende.

Auf der anderen Seite fi nden 
sich auch unter den „Ordnungspo-
litikern“ Vertreter, denen die Krise 
Anlass ist, mit einer gewissen kriti-
schen Distanz vom Marktprinzip zu 
sprechen. So sieht Joachim Star-
batty in der Finanzkrise „zugleich 
eine Krise des derzeit dominanten 

31 A. M e r k e l : Rede auf dem CDU-Parteitag, 
1. Dezember 2008.

32 H. U h l i g : Die Welt-Wirtschaftskrise: 
Überregulierung, 18.6.2009, http://blog.han-
delsblatt.de/oekonomie/eintrag.php?id=65.

33 H. U h l i g : Gibt es einen Richtungsstreit in 
der VWL?, a.a.O.

Wirtschafts- und Lebensstils“, eines 
„Wirtschafts- und Lebensstils“, der 
auch und gerade von „der moder-
nen Volkswirtschaftslehre“ geprägt 
wurde.34 Diese habe vergessen, 
dass es da auch ein „Jenseits von 
Angebot und Nachfrage“ (Röpke) 
gebe. Anzufügen wäre, dass dieses 
„Jenseits“ von einem „alles durch-
dringenden Wettbewerb“35 okku-
piert wird und die Gesellschaft so 
zu einer Marktgesellschaft mutiert 
(was die ökonomistisch geprägte 
Ökonomik bereits grundbegriffl ich 
voraussetzt). 

Wenn Angela Merkel davon 
spricht, dass die Weltmärkte zu 
„gestalten“ seien, und zwar so, 
dass die globale Marktwirtschaft 
eine „menschliche“ wird, von wem 
soll sie sich dabei beraten lassen? 
Die derzeitige Ökonomik ist dazu 
nicht aufgestellt. Sie müssten von 
ihrer „impliziten Ethik“ (Brodbeck) 
abrücken und zu einer expliziten 
Wirtschaftsethik werden, ohne ge-
genüber der Marktlogik voreinge-
nommen zu sein – was übrigens 
nicht heißt, „Präskriptionen“ aufzu-
stellen, sondern lediglich, dass der 
Gegenstand in ethisch angemesse-
nen, nicht von vornherein beschö-
nigenden Begriffen gefasst wird. 
Hierzu gehört auch die schlichte 
Erkenntnis, dass normative Begrif-
fe, die Ökonomen völlig unbedarft 
verwenden (wie „fruchtbar“, „wün-
schenswert“, „vernünftig“, „Ver-
sagen“ usw.), ethisch-methodisch 
zu refl ektieren sind. Und natürlich 
gehört dazu auch die Erkenntnis, 
dass sich nicht ausrechnen lässt, 
was „wichtig“ ist.36

34 Joachim S t a r b a t t y : Warum die Ökono-
men versagt haben, 5.11.2008, www.hayek.
de.

35 W. R ö p k e : Jenseits von Angebot und 
Nachfrage, 4. Aufl ., Erlenbach 1966, S. 188.

36 Dies scheint allerdings R. B a c h m a n n 
(a.a.O.) zu meinen, wenn er formuliert: „Wenn 
man glaubt, dass politische und kulturelle 
Rahmenbedingungen wichtig sind: bitte in 
das Modell einbauen“.


